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Allgemeine	Steuerzahlungstermine	im	März	2025	

Fälligkeit	 	 Ende	der	
Schonfrist	

Mo.	10.03.	 Lohnsteuer,	Kirchensteuer,	
Solidaritätszuschlag	 Do.	13.03.	

Mo.	10.03.	 Einkommensteuer,	Kirchensteuer,	
Solidaritätszuschlag	 Do	13.03.	

Mo.	10.03.	 Körperschaftsteuer,	Solidaritätszuschlag	 Do.	13.03.	

Mo.	10.03.	 Umsatzsteuer	 Do.	13.03.	

Do.	27.03.	 Sozialversicherung	 	

Die	 3-tägige	 Schonfrist	 gilt	 nur	 bei	 Überweisungen;	 maßgebend	 ist	 die	 Gutschrift	 auf	 dem	 Konto	 der	
Finanzbehörde.	
	
Dagegen	muss	bei	Scheckzahlung	der	Scheck	spätestens	3	Tage	vor	dem	Fälligkeitstermin	eingereicht	werden.	
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1.	 Steuerfreiheit	von	Sanierungsgewinnen		
Die Klägerin, eine GmbH & Co. KG, erhielt im Jahr 2012 einen Schuldenerlass durch die B. Bank AG. In 
der Bilanz 2012 der Klägerin wurde ein außerordentlicher Ertrag ausgewiesen. Sie beantragte die 
steuerliche Freistellung dieses Ertrags als Sanierungsgewinn (gem. § 3a EStG). Das beklagte Finanzamt 
lehnte dies ab, da es an einer Sanierungsabsicht der Gläubigerin und der Fortführung des Unternehmens 
zweifelte. 

Das Finanzgericht Münster stellte fest, dass die Klägerin zum Zeitpunkt des Schuldenerlasses 
sanierungsbedürftig war und entschied, dass ein außerordentlicher Ertrag aus einem Schuldenerlass bei 
der GmbH & Co. KG als steuerfreier Sanierungsertrag anzuerkennen ist (Az. 15 K 2520/19 F). Die Bilanz 
zum 31.12.2011 wies erhebliche Überschuldung und Zahlungsunfähigkeit aus. Der Schuldenerlass durch 
die Bank trug zur nachhaltigen Sanierung des Unternehmens bei, denn die wirtschaftliche Schieflage 
wurde durch den Wegfall der Verbindlichkeiten beseitigt. Die Klägerin konnte in den Folgejahren 
Gewinne erzielen und ihre Tätigkeit, inklusive geplanter Bauprojekte, fortsetzen. Des Weiteren habe die 
den Schuldenerlass aussprechende B. Bank AG mit Sanierungsabsicht gehandelt.  

Hinweis 

Entscheidend sei nach Auffassung der Richter nicht nur die objektive Verbesserung der finanziellen 
Lage, sondern auch die nachgewiesene Sanierungsabsicht des Gläubigers und die fortgesetzte 
unternehmerische Tätigkeit. 

	
2.	 Wichtige	 Änderungen	 im	 Umsatzsteuergesetz	 durch	 das	 Vierte	 Bürokratieent-

lastungsgesetz	
Der Schwellenwert (in § 18 Abs. 2, 2a UStG) für die Verpflichtung zur Abgabe einer monatlichen 
Umsatzsteuer-Voranmeldung ist zur Entlastung von Unternehmen angehoben worden. Er betrug 
bislang 7.500 Euro der Umsatzsteuerzahllast des vorangegangenen Kalenderjahres (sog. 
Vorjahresumsatzsteuer). Ab 01.01.2025 gilt ein Schwellenwert von 9.000 Euro. Damit soll die Anzahl der 
abzugebenden Umsatzsteuer-Voranmeldungen reduziert werden. Wird der Schwellenwert nicht 
überschritten, muss die Umsatzsteuer-Voranmeldung statt der monatlichen Voranmeldung nur noch 
vierteljährlich abgegeben werden. 
Ebenfalls angehoben wurde die Bagatellgrenze bei der Differenzbesteuerung (§ 25a Abs. 4 UStG). Die 
Anhebung der Bagatellgrenze bei der Differenzbesteuerung von 500 Euro auf 750 Euro (§ 25a Abs. 4 
UStG) ab 01.01.2025 soll Entlastungen bei der Ermittlung der umsatzsteuerrechtlichen Bemessungs-
grundlage bringen. Demnach kann ein Wiederverkäufer vereinfacht die Bemessungsgrundlage nach der 
Gesamtdifferenz aus allen innerhalb eines Besteuerungszeitraumes getätigten Einkäufen und Verkäufen 
bilden, sofern der Einkaufspreis die Bagatellgrenze nicht übersteigt. 
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3)	 Wichtige	umsatzsteuerliche	Änderungen	durch	das	Wachstumschancengesetz	

Durch das Wachstumschancengesetz wurde der Schwellenwert zur Befreiung von der Abgabe von 
vierteljährlichen Umsatzsteuer-Voranmeldungen angehoben - von 1.000 Euro auf 2.000 Euro. 
Unternehmer, deren Umsatzsteuerzahllast im Jahr 2024 nicht mehr als 2.000 Euro betrug, können ab 
01.01.2025 von der Verpflichtung zur Abgabe von Umsatzsteuer-Voranmeldungen befreit werden und 
brauchen dann nur noch eine Umsatzsteuer-Jahreserklärung abgeben. 

4)	 Doppelbesteuerung	der	Altersrenten:	Revisionsverfahren	vor	dem	Bundesfinanzhof	

Das Finanzgericht des Saarlandes entschied in einem Verfahren, dass bei Renten aus einer gesetzlichen 
und privaten Rentenversicherung keine verfassungswidrige Doppelbesteuerung gegeben ist (Az. 3 K 
1072/20). Hierzu ist die Revision beim Bundesfinanzhof (Az. X R 9/24) anhängig. Vom Bundesfinanzhof 
wird insbesondere zu klären sein, ob eine verfassungswidrige doppelte Besteuerung im Einzelfall 
vorliegt, wenn der vor 2005 bezahlte Teil der Vorsorgeaufwendungen aus bereits versteuertem 
Einkommen den danach bezahlten Teil deutlich übersteigt und sich dieses Übergewicht nicht in dem 
Besteuerungsanteil (gem. § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a Doppelbuchst. aa EStG) widerspiegelt. 

Im Streitfall erhielt der Kläger seit 2018 eine gesetzliche Regelaltersrente sowie seit 2019 eine 
Betriebsrente aus der Zusatzversorgungskasse Saarland. Das beklagte Finanzamt besteuerte die 
gesetzliche Rente mit einem steuerpflichtigen Ertragsanteil von 76 % und die private Zusatzrente mit 18 
%. Zwischen den Parteien war die Frage streitig, ob eine verfassungsrechtlich unzulässige doppelte 
Besteuerung der Alterseinkünfte in den Jahren 2018 und 2019 vorlag. Schwerpunkt der Klage ist die aus 
Klägersicht verfassungswidrige Doppelbesteuerung der Rentenbeiträge in der Einzahlungs- und der 
Auszahlungsphase. 

5.	 Schenkung	 von	 Gesellschaftsanteilen	 an	 leitende	 Mitarbeiter	 zur	 Sicherung	 der	
Unternehmensnachfolge	kein	Arbeitslohn	

Im Streitfall war die Klägerin seit vielen Jahren in der Führungsebene eines kleineren Unternehmens 
tätig. Da der Sohn der Gründungsgesellschafter als Unternehmensnachfolger ausschied, beschlossen 
diese, die Leitung des Unternehmens zur Sicherung der Unternehmensfortführung in die Hände der 
Klägerin und der weiteren Mitglieder der Führungsebene zu legen. Hierzu übertrugen sie jeweils 5,08 % 
der Anteile schenkweise an die Klägerin sowie vier weitere Personen. Das beklagte Finanzamt sah den 
in der schenkweisen Übertragung liegenden geldwerten Vorteil als Arbeitslohn an und unterwarf diesen 
der Besteuerung. 

Der Bundesfinanzhof entschied (Az. VI R 21/22): Auch wenn eine Anteilsübertragung mit dem 
Arbeitsverhältnis zusammenhängt, ist sie durch dieses nicht (maßgeblich) veranlasst. Denn 
entscheidendes Motiv für die Übertragung ist für alle Beteiligten erkennbar die Regelung der 
Unternehmensnachfolge gewesen. Der in der schenkweisen Übertragung aus gesellschaftsrechtlichen 
Gründen liegende Vorteil stelle in dieser Situation keine Entlohnung der leitenden Mitarbeiter für in der 
Vergangenheit erbrachte oder in Zukunft zu erbringende Dienste dar.  

Hinweis 

Als maßgebliche Indizien gegen Arbeitslohn sahen die Richter auch an, dass die Anteilsübertragung 
nicht an den Fortbestand der Arbeitsverhältnisse geknüpft gewesen war und der vom Finanzamt 
angenommene Vorteil im Vergleich zu den Bruttoarbeitslöhnen der Beschenkten deutlich aus dem 
Rahmen fiel. 
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6)	 Neuregelung	der	Unterhaltsaufwendungen:	Ab	2025	ist	Barunterhalt	steuerlich	nicht	mehr	
abzugsfähig	

Ist ein Steuerpflichtiger gegenüber einer anderen Person dazu verpflichtet, Unterhalt zu zahlen, können 
diese Unterhaltsaufwendungen in der Einkommensteuererklärung geltend gemacht werden.  
Ab 01.01.2025 hat der Gesetzgeber mit dem Jahressteuergesetz 2024 die Regelungen zum Abzug von 
Unterhaltsaufwendungen geändert (§ 33a Abs. 1 Satz 11 EStG): Barzahlungen werden nicht mehr 
steuerlich berücksichtigt. Zusätzlich zu den bereits bekannten Voraussetzungen sind Geldzuwendungen 
an eine gesetzlich unterhaltsberechtigte Person nur noch dann abziehbar, wenn sie durch Zahlung auf 
das Konto der unterhaltenen Person erfolgen (Banküberweisung). Die Rechtsänderung betrifft 
ausschließlich Geldzuwendungen. 

Für Natural- und Sachleistungen sowie außergewöhnliche Härtefälle gelten weiterhin gesonderte 
Regelungen. In besonderen Härtefällen (Vorliegen besonderer Verhältnisse) könnten Ausnahmen 
gewährt werden, wenn außergewöhnliche Umstände, wie eine Kriegssituation im Wohnsitzstaat, eine 
Banküberweisung unmöglich machen. Das Finanzamt entscheidet hier nach allgemeinen Billig-
keitsgrundsätzen. 


